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Die Einbeziehung der Landarbeiter in die ArbeitstoSenversioherung 

l/A..B. , 
zu I/i Ahfragebeantwortung 

, " '. ' 
In der SitzUng des Nationalrates vom 19.März 1953 haben die 

, • Abg.S " h n e e b erg e rund Geno ssen eine Anfrage in Angelegenheit 

: der Einbeziehung der Landarbeiter in die Arbeitslosenversicherung einge­

,bracht. In der Anfrage wird um Aufklärung ersucht, warum die Einbaziehung 

: der Landarbeiter in die Arbeitslosenversicherung, die von den Landarbeitern 

:, erwartet wird und durch Pressemitteilungen auch in Aussicht gestellt war, 

'nooh immer nicht durchgeführt ist. 

I 

In Beantwortung der Anfrage teilt Bundesminister für soziale Ver­

waltung Mai seI folgendes mit: 

"Die Frage der Einbeziehung der Landa;rbeiter in die Arbeits1osenver­

.sioherung wird von meinem Ressort schon seit längerer Zeit verfolgt. Die 
, 

;Möglichkeit, die Arbeitslosenversicherungspflicht auf die Landarbeiter 

i' auszudolmen, ist im § 3 Abs .. 1 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes gegeben. 

'I: 
Diese Bestimmung sieht vor, dass von der Arbeitslosenversicherungspflicht 

'. ausgenommene Dienstnehmer durch Verordnung des Bundesministeriums für soziale 

, Verwaltung in die Arbeitslosenversicher-.ungspf11oht einbezogen werden kBnnen, 

wenn sich infolge Arbeitslosigkeit die Notwendigkeit hiezu herausstellt. 

Zunächst war beabsichtigt, alle landwirtschaftlichen Dienstnehmer in die 

'Arbeitslosenversicherungspflicht einzubeziehen. Dagegen haben sioh jedoch vor ~ 

, allem das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft sowie die Präsi­

,dentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs mit der Begründung 
ausgesprochen, dass die Landwirtschaft noch immer an einem lßange1 an Arbeits­

kräften leide und daher keine Notwendigkeit bestehe, die Landarbeiter in die 
Arbeitslosenversicherungspflicht einzubeziehen; damit sei auch die in § 3 

: Abs.l des Arbeitslosenversicherungsgesetzes verlangte Voraussetzung für die 

Erlassung der Verordnung nicht gegeben. 

Auf Grund dieser Stellungnahme wurde der Verordnungsentwurf neu ge­

,fasst und die Einbeziehung in die Arbeitslosenversicherungspflicht auf jene 

:Landarbeit~r beschränkt, die nicht in die Hausgemeinschaft des Dienstgebers 
aufgenommen sind. Bei dieser Gruppe von Landarbeitern, zu der vor allem 
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die landwirtschaftlichen Wanderarbeiter und die Gutsarbeiter gehören, besteht 

~bestreitbar saisonmässig eine beachtliche Arbeitslosigkeit, sodass die 
Notwendigkeit gegeben ist, die Angehörigen dieser Gruppe gegen die Folgen 

der Arbeitslosigkeit zu schUtzen. Auch d~eser Verordnungs entwurf wurde vom 
:Bundesministerium für La:hd~ und Forstwirtschaft und von der Präsidenten-

. I ' 

konferenz der Landwirtschaftskanuflern Österreiohs, und zwar im 'Vlesentlicheri 

·mit derselben BegrUndung wie der erste Entwurf, abgelehnt. 
" 

Da ich die vorgebrachten, Argumente nicht anerkennen konnte, insbe­
sondere weil nicht in Abrede gestellt werden kann, dass unter den Land­

arbeitern in gewissem Umfange, und 'zwar meist unter den saisonmässig be­
schäftigten Landarbeitern, Arbeitslosigkeit besteht, habe ich mich ent­

schlos sen, die Verordnung zu erlassen, wozu ich gemäss § :3 Abs 01 des 
Arbeitslosenvers,icherungsgesetzes berechtigt bin. Am 29.Dezember 1952 habe 

ich d~ments:preehend die Verordnung dem Bundeskanzleramt zwecks Vorlage an 
den Alliierten Rat gemäss Art.6 des Kontrollabkommens und Verlautbarung 

im Bundesgesetzblatt zugeleitet. Mit Note vom 8.Jänner 1953 hat mir der 
Herr Bundeskanzler mitgeteilt, dass die'Verordnung dem Alliierten Rat nicht 

vorgelegt wurde, weil die erforderliche Übereinstimmung mit dem Bundes­
ministerium tur Land- und Forstwirtschaft nicht hergestellt sei. Meine Ein-

o 

wendungen dag,egen und das neuerUohe Ersuohen, die Verlautbarung der Ver ... 

,ordnung in die Wege zu leiten, sind bisher erfolglos geblieben." 
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